
Spendet für die tatsach'

20.000 Automobilarbeiter in Sindelfingen und 
4.000 in Untertürkheim/Mettingen demonstrierten 
am Mercedes­Aktionstag 3. Juli, weil der Vor‐
stand Lohnbestandteile kürzt und eine Rückkehr 
zur 40 Stundenwoche ohne Lohnausgleich ver‐
langt. Am 27. Juli demonstrierten 6.000 Metaller 
und Metallerinnen gegen die geplante Schließung 
vom Audi­Werk in Neckarsulm. Bei Porsche sol‐
len weitere 5.000 Arbeitsplätze vernichtet werden 
und Bosch hat schon letztes Jahr angekündigt, 
bundesweit 22.000 abzubauen. Wo soll unsere Ju‐
gend noch Arbeit finden?
Deshalb hat die Losung der MLPD „Ab 8. Juli: 
Mitbestimmung durch Streik“ für viele Diskussi‐
onen auf selbständig organisierten Pausenver‐
sammlungen und gewerkschaftlichen Treffen 
gesorgt. Die Mehrheit der Kollegen spricht sich 
für Streik aus: „Wenn die uns den Krieg erklären, 
kann für uns nicht die Friedenspflicht gelten“, so 
ein Arbeiter.
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Bundeskanzler Friedrich Merz ist mit Recht mit 
seiner Sozial­Kahlschlags­Politik unten durch. Ob 
bei den Renten, im Gesundheits­ oder Familien‐
bereich oder beim Umweltschutz – alles soll zu‐
sammengestrichen werden, weil das die 
Monopolverbände einfordern. Diese wollen in der 
weltweiten Vernichtungsschlacht wieder zurück 
zu Rekordprofiten und zu einer weltmarktbeherr‐
schenden Stellung. 
Von Konzernvorständen, Medien, Ministerpräsi‐
denten Cem Özdemir (Grüne), bis hin zur AfD­
Co­Chefin Alice Weidel wird all dies mit der Not‐
wendigkeit gerechtfertigt, dass die Löhne hier zu 
hoch und die Arbeitszeiten zu niedrig seien. Der 
Lohnanteil am Umsatz beträgt bei den Konzernen 
aber gerade mal 5 bis 7 Prozent. Nicht die Arbei‐
ter sind zu teuer, die mit der wachsenden Produk‐
tivität für den Reichtum dieser Gesellschaft und 
den Großaktionären und „Eliten“ sorgen. Anders‐

rum wird ein Schuh daraus: Nicht mehr leisten 
können wir uns dieses kapitalistische System, das  
auf der Ausbeutung der menschlichen Arbeitskraft 
und der Natur beruht und nur mehr Krisen und 
Kriege erzeugt. Deshalb brauchen wir die Debatte 
um die sozialistische Alternative!
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(<961.>6@H@ in ihrem Kampf um jeden Arbeits‐
platz, für die 30­Stundenwoche bei vollem 
Lohnausgleich, der Schaffung von Arbeitsplätzen 
im Umweltschutz und gegen Kriegsproduktion. 
Wir alle haben eine Rechnung mit der Bundes­ 
und Landesregierung offen, die im Dienst der 
Konzerne Politik macht! 
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Gespannt verfolgen die Rotfüchse (Kinderorgani‐
sation der MLPD) bei ihrem Treffen den Bericht 
eines Mercedes­Arbeiter: „Fünf Stunden sollen 
wir mehr arbeiten – und das auch noch ohne Geld 
dafür zu bekommen! Das wollen die Kollegen 
nicht hinnehmen. Deshalb haben sie mit ihrer Ge‐
werkschaft IG Metall dagegen demonstriert.“
Die Kinder verstehen, dass mehr Arbeit weniger 
Erholung und Zeit für die Familie bedeutet. Das 
erleben sie zuhause auch. Sie finden das nicht 
gut. 
Können wir die Kollegen vielleicht in ihrem 
Kampf unterstützen? Solidarität ist kein fremdes 
Wort für die Rotfüchse. Deshalb kam schnell die 
Idee auf, ein schönes Plakat für die Kollegen zu 
malen und vor dem Betriebstor auf zu hängen, 
damit es jeder sehen kann. 
Gesagt, getan – eine tolle Aktion! Die Kollegen 
hätten sich bestimmt gefreut! Konnten sie aber 
nicht, denn der Werkschutz hat das Plakat inner‐
halb der nächsten halben Stunde abgehängt! Die 
Kinder waren sauer darüber. Hat Mercedes Angst 
vor einem Plakat von Kindern?  

Bereits im Frühjahr hat die Stadtverwaltung in 
Sindelfingen angekündigt im Herbst weitere Ge‐
bührenerhöhungen bzw. Zuschusskürzungen im 
sozialen/ Kinder­ und Jugendbereich zu beschlie‐
ßen. Mit dem Gesamtelternbeirat der Kitas wird 
seitdem hart verhandelt, da die Eltern nicht bereit 
sind weitere Gebührenerhöhungen hinzunehmen. 
Sollte das auf der Tagesordnung der nächsten Ge‐
meinderatssitzung am Dienstag, 22.September um 
17 Uhr im Rathaus (großer Sitzungssaal) stehen,, 
schlagen wir vor, uns gemeinsam zu Wort zu mel‐
den. 
Auch kreisweit formiert sich der Widerstand: Un‐
ter Mitarbeit von Ver.di, Frauenverband Courage, 
Linke, MLPD und der Jugendorganisation „“Die 
Falken in der SPD“ wurde ein kreisweiter Ableger 
des Bündnisses „Kommunen am Limit“ gegrün‐

det. Er stellte einen Forderungskatalog auf und 
entwickelte Ideen für Aktionen. Das Bündnis 
nahm an der Kundgebung und Demo von Ver.di 
und IGMetall im Juli in Stuttgart teil und ruft 
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Bisher haben diese 200 Menschen unterschrie‐
ben. Sie läuft  bis mindestens Oktober weiter und 
kann auch online unterzeichnet werden

Antikriegstag 
1. September 2026, 17.00 Uhr

Mahnmal gegen den Faschismus

Artikel Seite 3

Automobilbeschäftigte kämpfen um ihre Zukunft!

Nein zu weiteren unsozialen Sparmaßnahmen
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Mercedes zensiert 

Kinder-Solidarität
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Was tun gegen die mutwillige Zerstörung 
der einheit von Mensch und Natur
469 Seiten, 29 Euro
Verlag Neuer Weg 

Dies beruht auf einer Schätzung des Robert­
Koch­Instituts (RKI) vom 2.August, so viel wie 
noch nie, seit Beginn dieser Statistik. Doch statt 
der Klimakatastrophe und deren Folgen etwas 
entgegenzusetzen, forciert die Bundesregierung 
mit Wirtschaftsministerin Katherina Reiche 
(CDU) das Roll­Back im Umweltschutz. So 
drückt sie den Bau von elf weiteren Gaskraftwer‐
ken und den Einbau von neuen fossilen Gashei‐
zungen durch. Das befeuert die CO2­Emissionen 
und damit die Klimakatastrophe, die unser aller 
Lebensgrundlagen gefährdet. Die Interessen der 
Menschheit sind ihnen egal, was zählt, sind die 
Profitinteressen der mächtigen Fossil­Industrie. 

�.;8><@@2>89H>A;4�12>���*

Diese Art von Politik bestimmt auch die Städte. 
Vor allem CDU und AfD tun so als hätten sie den 
Schuss nicht gehört. Jetzt kündet die CDU an, den 
Gemeinderatsbeschluss von 2024 „Stuttgart kli‐
maneutral bis 2035“ zu kippen. Betrügerisch be‐
hauptet sie, dafür reiche das Geld nicht mehr. 
Man solle sich jetzt stattdessen mehr auf den Hit‐
zeschutz konzentrieren. Das ist Quatsch, weil Hit‐
ze­und Klimaschutz im Wesentlichen identisch 

sind. Soll die CDU doch offen sagen, dass ihnen 
der Schutz der Industrie und ihrer Profite wichti‐
ger ist.
Immer klarer wird: wir müssen unsere Lebensin‐
teressen im weltweiten, aktiven Widerstand gegen 
die kapitalistischen Profiinteressen durchsetzen. 
Für erträgliche Lebensbedingen und unsere Ge‐
sundheit muss jetzt wirklich viel mehr investiert 
werden ­ auch um die Sünden der Vergangenheit 
zu lindern. 
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Was notwendig ist, ist längst bekannt:
­> maximale Entsiegelung der Plätze, Parkplätze   
usw. auf Initiative der Bevölkerung
­> mehr Bäume, mehr Grün 
­> mehr Wasser in die Stadt, mehr Brunnen und 
Wasserbenebelung
­> Förderung der Begrünung von Gebäuden 
­> Klimatisierung von Arbeitsstätten und Einhal‐
tung des Arbeitsschutzes. Arbeits­Stopp ab 30 
Grad
­> Hitzeschutz für die Bildungseinrichtungen 
­> Keine Bebauung des für das Stadtklima so 
wichtigen Gleisvorfelds im Zuge von S21
Werdet aktiv! Macht mit in Bürgerinitiati‐

ven, der Umweltgewerkschaft oder in der 

Umweltgruppe der MLPD.

Macht mit beim Internationalen Umwelt‐

ratschlag. (siehe Interview S.4)

Selbst in diesen dramatischen Hitzezeiten, will 
uns die AfD weismachen, das alles hätte nichts 
mit der menschengemachten Klimakatastrophe 
der letzten Jahrzehnte zu tun. Sie fordert, dass 
Umweltschutzmaßnahmen gestrichen werden. 
Sie seien die Folge einer „Klimahysterie“. 
Das entbehrt jeder wissenschaftlichen Erkennt‐
nis, nachdem die ungebremste Verbrennung von 
Kohle, Öl und Gas zu einem Treibhausklima 
und zur Erderhitzung führt. Vor allem stellt sich 
die AfD damit schützend hinter die Profitinter‐
essen der Konzerne und den Kapitalismus, der 
heute mit der globalen Umweltkatastrophe die 
Existenz der Menschheit  gefährdet.

Bereits Karl Marx prangerte an, dass die Kapita‐
listen die Natur als ihr Eigentum ansehen, dessen 
Schätze sie für den Profit ausplündern können. Er 
forderte, dass wir die Erde unseren Nachkommen 
in verbessertem Zustand hinterlassen müssen und 
schlussfolgerte, dass das nur im Sozialismus 
möglich ist. Denn hier geht es nicht um dem Pro‐
fit, sondern um die Bedürfnisse der Menschen, 
unter Berücksichtigung des Schutzes der Natur. 
In den ehemals sozialistischen Ländern wurde in 
harten Auseinandersetzungen der Umweltschutz 

zur Leitlinie der Produktion und des menschli‐
chen Lebens gemacht.  Darüber berichtet das 
Buch  „Umweltschutz im Sozialismus“ aus dem 
China Mao Zedongs z.B. zum Recycling: „In 
China legte man großen Wert auf sparsames Um‐

gehen mit Rohstoffen … Dabei gehen die 
Chinesen davon aus, dass jedes Produkt wieder‐
verwendbar ist. “  
Zu Städtebau und Stadtklima wird ausgeführt: 
„Viele Chinesen verbringen ihre Freizeit gerne 
auf der Straße vor allen Dingen auch, da viele 

Straßen mit Baumalleen gesäumt sind. In Peking, 
das vor der Befreiung kaum Bäume hatte und 
dann nur in den Stadtvierteln der Reichen, begann 
die Bevölkerung nach der Revolution überall mit 
Neuanpflanzungen. Heute (1975) besitzt Peking 
neunmal mehr an Parkflächen und 50 mal mehr 
an Bäumen als vor 1949. Insgesamt wurden von 
den Einwohnern 20 Millionen Bäume gepflanzt.“
Heute ist China längst wieder ein imperialisti‐
sches Land. Nach Mao Zedongs Tod 1975 haben 
verbürgerlichte Parteifunktionäre die Macht an 
sich gerissen und wieder kapitalistische Produkti‐
onsverhältnisse eingeführt, Die Folge: auf die Na‐
tur und die Gesundheit der Menschen wurde 
keine Rücksicht mehr genommen.  
Die MLPD hat  Schlussfolgerungen gezogen, wie 
eine Restauration des Kapitalismus eines sozialis‐
tischen Landes verhindert werden kann: Den So‐
zialismus kann man nur mit einer proletarischen, 
selbstlosen Denkweise aufbauen. Diese Erkennt‐
nisse werden  im Buch „Die Lehre von der Denk‐
weise“ weiterentwickelt, das am 13. September 
erscheinen wird.   (Siehe auch Seite 4)

Die Sanierung der Tiefgarage unter dem Markt‐
platz soll nochmal mindestens eineinhalb Jahre 
dauern. Der Markt findet jetzt unter den wunder‐
schönen schattigen Platanen auf der Planie statt. 
Auf dem Marktplatz wurden sämtliche Bäume 
entfernt. Wir wollen aber keine Betonwüste als 
Marktplatz. Nach der Sanierung braucht es:
    • Neu­Bepflanzung mit schnell wachsenden 
Bäumen, wo möglich und auf der Tiefgarage Auf‐
stellung von „Ekotriis“ (künstliche Schattenkon‐
struktionen)
    • Schaffung von grünen Inseln
    • Bau von Trinkbrunnen
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Hitzewelle für die AfD

nur „Klimahysterie“

Bereits 2680 Hitzetote in Baden-Württemberg

Echter Sozialismus – echter Umweltschutz 

Sindelfinger Marktplatz-

Tiefgaragen Sanierung - 

und dann?






